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QUELLE: STATISTISCHES AMT DES KANTONS ZÜRICH
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QUELLE: ARBEITSGRUPPE SOZIALKOSTEN

113 der 169 Zürcher Gemeinden, ohne Zürich und Winterthur
NZZ-Infografik/tcf.

In Prozent der berichtigten Steuerkraft

Belastung durch AHV/IV-Ergänzungsleistungen, 2014
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Den Ruf der Gemeinden erhört
Der Kanton sträubt sich nicht mehr gegen eine breite Diskussion über einen Ausgleich der Sozialkosten

Die Ausgaben für die soziale
Sicherheit entwickeln sich in den
Gemeinden sehr unterschiedlich.
Das Problem ist zwar erkannt,
ein patentes Rezept dagegen
existiert allerdings nicht.

STEFAN HOTZ

Den Letzten beissen die Hunde: Staats-
politisch betrachtet trifft die saloppe
Redensart wohl nirgends besser zu als in
der Sozialpolitik. Was der Bund und die
Kantone in diversenGebieten gesetzlich
auch regeln: Unmittelbar zeigen sich die
Auswirkungen vor allem in den Ge-
meinden. Dass sich soziale Probleme
primär in den Grossstädten konzentrie-
ren mit den entsprechenden Kosten-
folgen, ist schon länger anerkannt.
Unter anderem deshalb werden Zürich
und Winterthur im innerkantonalen
Zürcher Finanzausgleich auch geson-
dert behandelt.

Fehr dankt den Gemeinden

Schon seit einiger Zeit steigt der Druck
auch in weiteren grösseren Gemeinden
der Agglomeration von Zürich. Sechs
von ihnen haben im Sommer als
«Arbeitsgruppe Sozialkosten» mit ei-
nem Hilferuf eine eigene Studie ver-
öffentlicht. Er ist nicht verhallt, denn am
Dienstag hat das kantonale Gemeinde-
amt der Direktion der Justiz und des
Innern das jährliche Gemeindeforum zu
diesem Thema abgehalten.

Ziel des Sozialwesens sei es zu ver-
hindern, dass Menschen an den Rand
der Gesellschaft gedrückt würden, sagte
Regierungsrätin Jacqueline Fehr vor
etwa 400 Vertretern aus den Zürcher
Kommunen im Zürcher Kongresshaus.

Für diese Integration leisteten die Ge-
meinden sehr viel, anerkannte sie. Fra-
gen bezüglich einer entsprechenden
Anpassung des innerkantonalen Finanz-
ausgleichs hatte der Regierungsrat bis
anhin mit Verweis auf den für das Jahr
2017 versprochenen Wirkungsbericht
zum Thema abgeschmettert. Nun er-
klärte Fehr, nach der lauten Schuld-

zuweisung steige man mit dem Gemein-
deforum 2015 in die Phase der Analyse
ein. Dann könne man nach konkreten
Lösungen suchen.

Erst ist zu klären, was unter Sozial-
kosten genau zu verstehen ist. Stefan
Langenauer, Chef des StatistischenAm-
tes, brachte Ordnung in die Zahlen. Be-
trachtet man soziale Sicherheit auf Bun-
desebene, samt Prämienverbilligung
und Altersvorsorge, so haben die Leis-
tungen seit 1990 gemessen am Brutto-
inlandprodukt von 24 auf 31 Prozent zu-
genommen. Die engere Sozialhilfe fällt
mit einem Anteil von 2,7 Prozent gering
aus. Im Kanton Zürich liegt der Anteil
der Bezüger seit 2010 bei 3,2 Prozent.

Die Leistungen sind aber etwa durch
die längere Bezugsdauer seit 2008 um
etwa 10 Prozent gestiegen. Auffällig ist,
und das zeigen auch die Durchschnitts-
zahlen für alle Gemeinden: Der Anstieg
für Ergänzungsleistungen (EL) zur
AHV und IV (siehe obere Grafik) seit
2008 ist grösser (+22 Prozent) als jener
für die Sozialhilfe (+16 Prozent). Die
Kleinkinderbetreuungsbeiträge hat der
Kantonsrat abgeschafft.

Eine Entwicklung gibt zu denken:
Von allen Altersklassen steigt die Zahl

der 56- bis 64-Jährigen in der Sozialhilfe
deutlich an. Das vorzeitige Herausfallen
aus demArbeitsprozess erklärt zum Teil
auch die steigenden Kosten für die EL.
Wer später mit Unterbrüchen in der Er-
werbsbiografie ins Rentenalter eintritt,
weist Deckungslücken auf.

Ältere Arbeitslose gefährdet

Auf diesen Punkt wird auch im just am
Dienstag veröffentlichten Sozialbericht
2014 für den Kanton Zürich hingewie-
sen. Während die EL-Bezüger-Quote
bei den Hochbetagten deutlich abge-
nommen hat, mussten in den letzten drei
Jahren mehr «junge Pensionierte» im
Alter von 65 bis 69 JahrenZusatzleistun-
gen zu ihrer Altersrente beantragen.
Langenauers Fazit: Gegen das Problem
der unterbrochenen Arbeitsbiografien
im fortgeschrittenen Alter seien An-
strengungen wie zur Bekämpfung der
Jugendarbeitslosigkeit nötig.

Was dies alles für Dietikon heisst,
verdeutlichte dessen Finanzvorstand
Rolf Schaeren. Seit 2008 nahmen die
Einnahmen der Stadt zwar um 34 Pro-
zent zu, die Ausgaben stiegen im glei-
chen Zeitraum aber um 42 Prozent. Ins

Gewicht fiel dabei vor allem das über-
durchschnittliche Wachstum der Posten
Soziales und Schule.

Die Arbeitsgruppe Sozialkosten hat
aufgrund der Daten von jenen 113 Ge-
meinden, die auf ihrenAufruf Daten ge-
liefert haben, eine Rangliste erstellt.
Demnach stieg seit 2012 in diesen Kom-
munen der Anteil an der Steuerkraft,
der für Sozialkosten aufzuwenden ist, im
Schnitt von 17,8 auf 21,2 Prozent im letz-
ten Jahr. Dietikon wendet als «Spitzen-
reiter» fast 38 Prozent seiner Ausgaben
dafür auf, in kleinen Landgemeinden
sinkt der Anteil unter 5 Prozent. Auch
der Anteil für EL zeigt enorme Diffe-
renzen unter den Gemeinden (untere
Grafik). Schaeren betonte, dabei wür-
den Städte wie Dietikon bedeutende
Aufgaben im Interesse des ganzen Kan-
tons erfüllen, etwa durch die Integra-
tionsleistung ihrer Schulen. Es gehe
nicht, dass die Stadt auch die zusätz-
lichen Kosten dafür tragen müsse.

Ausgleich ist machbar

Dochwie könnte eine Lösung aussehen?
Aus Bern, das zeigten die Ausführungen
von Colette Nova vom Bundesamt für
Sozialversicherungen, ist nur bedingt
Linderung zu erwarten. Schon vor zwei
Jahren suchte das Gemeindeamt in einer
Studie nach Möglichkeiten für einen
Soziallastenausgleich. Heinz Montanari,
Leiter der Abteilung Gemeindefinan-
zen, bezifferte den Betrag, der dafür in
dieHand zu nehmen ist, auf etwa 60Mil-
lionen Franken im Jahr.

Entscheidend ist, wie und woman an-
setzt. Montanari skizzierte vier mögliche
Pfade: Man kann die Soziallasten in den
Finanzausgleich einbauen. Das wäre
relativ einfach zu bewerkstelligen, be-
träfe aber den erst von wenigen Jahren

nach langem Leiden revidierten Finanz-
ausgleich. Möglich wäre ein horizontaler
Ausgleich unter den Gemeinden, was
einigen Widerstand hervorrufen dürfte.
Drittens könnte der Kanton in die Bre-
sche springen und dieDifferenzen abgel-
ten. Sodann lässt sich der Ausgleich in
den Spezialgesetzen erreichen (Gesamt-
kostenmodell), etwa indem der Kanton
den kleinen Anteil erhöht, den er heute
in der Sozialhilfe übernimmt. Ein aktuel-
les Beispiel ist das derzeit beimKantons-
rat liegende Kinder- und Jugendheim-
gesetz. Die Frage sei, wer am Ende be-
zahle, erklärte Montanari. Machbar sei
ein Soziallastenausgleich, «wenn Nichts-
tun keine Option ist».

Jacqueline Fehr warnt vor Zechprellerei
Die Direktorin des Innern erachtet im Sozialbereich Ausgleichszahlungen an stark betroffene Gemeinden für nötig

Städte wie Dietikon oder
Schlieren haben deutlich
höhere Sozialausgaben als
viele ländliche Gemeinden.
Die Integrationsleistung dieser
Städte nicht zu honorieren,
sei Zechprellerei, sagt
Regierungsrätin Fehr.

asü. Für Rolf Schaeren, Dietiker CVP-
Finanzvorstand seit 2006 und Wirt-
schaftsprofessor an der Fachhochschule
Nordwestschweiz, hätte es kaum besser
laufen können. Am Gemeindeforum
vom Dienstag nahm er seine Rolle als
treibende Kraft jener Agglomerations-
gemeinden wahr, die von stark steigen-
den Sozialkosten betroffen sind – und
auf Ausgleich drängen. In der von
Esther Girsberger geleiteten Podiums-
diskussion stimmte ihmRegierungsrätin
Jacqueline Fehr (sp.) klar und pointiert

zu. Nicht nur Städte wie Zürich und
Winterthur, sondern auch mittelgrosse
Agglomerationszentren wie Dietikon
oder Schlieren erbrächten hohe Integra-
tionsleistungen. Ihnen sei zu verdanken,
dass es im Kanton Zürich keine Orte
gebe, an denen Parallelgesellschaften
entstünden, sagte die Direktorin des
Innern. Sie seien deshalb auch keine
Bittsteller, die der Kanton ausfinanzie-
ren müsse. Vielmehr seien diese Leis-
tungen gewollt, nicht zuletzt durch die
Raumplanung. Fehr schlussfolgerte:
«Diese bestellten Aufgaben müssen
auch finanziert werden, alles andere
wäre politische Zechprellerei.»

AufGirsbergers Nachfrage, wer denn
genau den Ausgleich finanzieren solle,
verwies Fehr wie bereits in der NZZ
vom Dienstag auf das Modell, das die
Regierung im Kinder- und Jugendheim-
gesetz (KJG) vorschlägt, das vom Kan-
tonsrat noch beraten wird. Der Regie-
rungsrat beantragt, dass sich der Kanton

neu mit 35 Prozent beteiligt, den Rest
sollen die Gemeinden im Verhältnis zur
Einwohnerzahl tragen. Im derzeitigen
System finanzieren die Gemeinden die
Leistungen einzelfallweise, sofern El-
tern nicht zahlungsfähig sind.

Für Fehr bedeutet die Debatte im
Kantonsrat eine Weichenstellung, wie
sie sagte. Stimme das Parlament zu,
werde der Regierungsrat dies «als Signal
werten, diese Piste weiter zu verfolgen».
Die Direktorin des Innern verhehlte
nicht, dass Erhöhungen des Steuerfusses
oder Leistungsabbau in anderen Berei-
chen die Folge sein könnten, wenn der
Kanton auch in den Bereichen Sozial-
hilfe und Ergänzungsleistungen stärker
zur Kasse gebeten werde. Insgesamt
müssten rund 60 Millionen Franken ein-
gesetzt werden, damit eine ausgleichen-
de Wirkung erzielt werden könne.

Jörg Kündig, Präsident des Gemein-
depräsidentenverbands, Gossauer Ge-
meindepräsident und FDP-Kantonsrat,

hat zwei Hüte an – imKongresshaus war
jener des Gemeindepräsidenten sicht-
bar. Ihm sei bewusst, dass eine Verteil-
diskussion bevorstehe, meinte er zwar
diplomatisch – nicht ohne später anzu-
merken, dass es am einfachsten sei, die
Stellschrauben beim Schlüssel der Kos-
tenaufteilung anzupassen, sprich die
Kantonsbeiträge zu erhöhen. Wie dies
in seiner Fraktion ankommt, ist offen.
Unabhängig davon ist für Kündig der
Handlungsdruck gross: «Nichtstun ist
keine Option.»

Das sieht auch der Winterthurer
Sozialvorstand Nicolas Galladé so. An-
gesichts der langwierigen politischen
Prozesse müsse die Lösungsfindung
rasch angegangen werden. Just am
Dienstag publizierte der gewiefte SP-
Politiker die Mitteilung, dass der Win-
terthurer Stadtrat wegen steigender
Sozialkosten für die Rechnung 2015 zu-
sätzliche Ausgaben von neun Millionen
Franken bewilligen musste.
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Girod spaltet
die Zürcher GLP
Verena Diener wirbt für eine
rot-grüne Standesvertretung

cn. Offiziell konnten sich dieGrünlibe-
ralen des Kantons Zürich nicht dazu
durchringen, eine Empfehlung für den
zweitenWahlgang auszusprechen. FDP-
Kandidat Ruedi Noser ist ihnen zu
wenig grün, GP-Hoffnungsträger Bas-
tien Girod zu wenig wirtschaftsfreund-
lich und SVP-MannHans-Ueli Vogt bei-
des. Keiner der imRennen verbliebenen
Ständeratskandidaten komme «in die
Nähe eines für die Grünliberalen unter-
stützungswürdigen Profils», teilte die
Parteileitung Ende Oktober mit.

Am harschesten wurde die Nicht-
unterstützungGirods begründet: Er ver-
folge in finanz- und wirtschaftspoliti-
schen Fragen eine Strategie, die derjeni-
gen der GLP diametral gegenüberstehe.
Sogar «das völlig surreale und nur bei
der äussersten Linken ankommende
Anliegen eines bedingungslosenGrund-
einkommens» habe seineUnterstützung
gefunden, hielt die GLP im Communi-
qué befremdet fest. Den Jungen Grün-
liberalen machten die mahnenden Wor-
te allerdings wenig Eindruck: Sie stell-
ten kurz danach klar, dass sie im zweiten
Wahlgang Bastien Girod unterstützen.
Der Präsident der Zürcher Kantonal-
partei, ThomasMaier, und der im ersten
Wahlgang abgeschlagene GLP-Chef
Martin Bäumle engagierten sich da-
gegen im Komitee von Ruedi Noser.

Nun hat der Parteinachwuchs eine
bekannte Mitstreiterin erhalten. Die
scheidende GLP-Ständerätin Verena
Diener unterstützt ebenfalls Girod, weil
er mit seiner «klaren ökologischen
Stimme im Ständerat dringend ge-
braucht» werde.Dass dieNoch-Standes-
vertreterin des grössten Wirtschafts-
kantons die ökonomischen Aspekte
einer Wahl schlicht ausblendet, könnte
einem zu denken geben, doch GLP-Prä-
sident Thomas Maier reagiert gelassen.
Stimmfreiheit, liess er durchblicken,
gelte in der GLP auch für Ständerätin-
nen. Unaufgeregt reagiert auch Verena
Diener selbst. Um die Wirtschaftskom-
petenz im Stöckli mache sie sich keine
Sorgen, sagte sie, aber die ökologische
drohe unter die Räder zu kommen.

J. Fehr (sp.) R. Schaeren (cvp.)
Zürcher Finanzvorstand
Regierungsrätin der Stadt Dietikon

Polizei droht mit
Internet-Pranger
Scharmützel am 1. Mai

lsc. Obwohl der 1. Mai auch dieses Jahr
relativ friedlich verlaufen ist, gibt es ein
juristisches Nachspiel. Nach dem offi-
ziellen Umzug versuchten Linksextre-
me, vom Kanzleiareal aus eine Nach-
demo anzureissen. Dabei wurden Poli-
zisten verbal provoziert, aber auch ge-
zielt mit Flaschen und Steinen bewor-
fen. Verletzt wurde niemand. Wie die
Stadtpolizei mitteilt, konnten bisher
zehn Verdächtige identifiziert werden.
Da dies bei fünf weiteren Personen trotz
intensiven Ermittlungen nicht gelungen
ist, droht die Polizei nun mit der Ver-
öffentlichung von Fotos, falls sich die
Verdächtigen nicht freiwillig melden.

Am 24. November sollen zunächst
verpixelte Bilder aufgeschaltet werden.
Falls das keine Wirkung zeigt, will man
eine Woche später die Originalaufnah-
men publizieren. Dass die Polizei zum
Mittel des «Internet-Prangers» greift,
kommt selten vor, aber nicht zum ersten
Mal. So konnte 2011 ein Steinwerfer
identifiziert werden, der bei den 1.-Mai-
Krawallen einen Zivilfahnder schwer
am Kopf verletzt hatte. Weitere Bei-
spiele sind die Randale anlässlich des
Spiels FCZ - Basel oder die Ausschrei-
tungen an der «Reclaim the Streets»-
Party amBellevue. «Wirmachen das nur
im äussersten Notfall», sagt Polizeispre-
cher Marco Cortesi, «wenn alle anderen
Mittel ausgeschöpft sind.» Eine weitere
Bedingung ist, dass die Massnahme von
der Staatsanwaltschaft genehmigt wird.
Laut Cortesi liegt die Aufklärungsquote
bei 75 Prozent. Den Verdächtigen droht
ein Verfahren wegen Gewalt und Dro-
hung gegen Beamte.


